
• Unternehmen (einschließlich Kleingewerbe),
• Nachlass- und Gesamtgutangelegenheiten,
• natürlichen Personen, die u. a. als Gesellschafter bei einem größeren Unternehmen beteiligt sind,
• Personen, die eine selbstständige Tätigkeit ausgeübt haben und deren Vermögensverhältnisse nicht überschaubar (mehr als 19

Gläubiger und Verbindlichkeiten aus Arbeitsverhältnissen) sind.

• Verbraucher (bis Dezember 2001 auch für Kleingewerbetreibende) und
• ehemals selbstständig Tätige, deren Vermögensverhältnisse überschaubar (weniger als 20 Gläubiger und keine Verbindlichkeiten

aus einem Arbeitsverhältnis) sind.

• natürliche Personen als Gesellschafter u. Ä.,
• ehemals selbstständig Tätige mit Regelinsolvenzverfahren,
• ehemals selbstständig Tätige mit Verbraucherinsolvenzverfahren,
• Verbraucher,
• Nachlässe und Gesamtgut.

Regelinsolvenzverfahren finden Anwendung bei

Insolvenzverfahren

Vorbemerkungen

Rechtsgrundlage
Seit dem 1. Januar 2013 wird die amtliche Insolvenzstatistik gemäß Artikel 7 des Gesetz über die Insolvenzstatistik
(Insolvenzstatistikgesetz - InsStatG) vom 7. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2582, 2589), zuletzt geändert durch Artikel 37 des Gesetzes
vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436), durchgeführt. Diese Rechtsgrundlage ergibt sich in Verbindung mit der Insolvenzordnung (InsO) 
vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), zuletzt geändert durch Artikel 35 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3436) sowie
dem Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke (Bundesstatistikgesetz - BStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20.
Oktober 2016 (BGBl. I S. 2394), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1751).

Erläuterungen
Allgemeiner Eröffnungsgrund für ein Insolvenzverfahren ist die Zahlungsunfähigkeit, bei Antrag des Schuldners auch die drohende
Zahlungsunfähigkeit sowie bei einer juristischen Person die Überschuldung. Das Insolvenzverfahren dient dazu, die Gläubiger eines
Schuldners gemeinschaftlich zu befriedigen, indem das Vermögen des Schuldners verwertet und der Erlös verteilt oder in einem
Insolvenzplan eine abweichende Regelung insbesondere zum Erhalt des Unternehmens getroffen wird. Dem redlichen Schuldner wird
Gelegenheit gegeben, sich von seinen restlichen Verbindlichkeiten zu befreien. Ein Insolvenzverfahren kann über das Vermögen jeder
natürlichen und jeder juristischen Person eröffnet werden, weiterhin über das Vermögen einer Gesellschaft ohne
Rechtspersönlichkeit (z. B. OHG, GbR) sowie über einen Nachlass und über das Gesamtgut einer Gütergemeinschaft.
Die Amtsgerichte Chemnitz, Dresden und Leipzig sind verpflichtet Insolvenzverfahren zu melden, sobald der Beschluss über die
Eröffnung oder die Abweisung mangels Masse ergangen ist bzw. bei Annahme eines Schuldenbereinigungsplanes im Falle eines
Verbraucherinsolvenzverfahrens. An Stelle der Amtsgerichte sind Insolvenzverwalter, Sachwalter und Treuhänder verpflichtet,
Angaben über beendete Insolvenzverfahren und über die Erteilung der Restschuldbefreiung zu übermitteln.
Aufgabe der Insolvenzstatistik ist es, über die Situation von überschuldeten oder zahlungsunfähigen Schuldnern, deren Fälle vor
Gericht verhandelt werden, zu berichten und den volkswirtschaftlichen Schaden zu beschreiben. Darüber hinaus wird die
Insolvenzstatistik dazu herangezogen, die Effizienz des Insolvenzrechts zu bewerten. Die Verfahren werden unterschieden in
Regelinsolvenzverfahren und Verbraucherinsolvenzen.
Die voraussichtlichen Forderungen bei Unternehmensinsolvenzen werde nur jährlich veröffentlicht.

Definitionen

Regelinsolvenzverfahren  

Verbraucherinsolvenzverfahren

Übrige Schuldner
Die übrigen Schuldner gliedern sich in

Verbraucherinsolvenzverfahren stellen ein vereinfachtes Insolvenzverfahren dar, das gilt für
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Insolvenzverfahren

‐ Nichts vorhanden (genau Null)
. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten

Zeichenerklärung

Eröffnete Insolvenzverfahren
Zu den eröffneten Insolvenzverfahren zählen die Verfahren, die durch einen Beschluss des Gerichtes eröffnet wurden. Ein Verfahren
wird eröffnet, wenn das Vermögen des Schuldners ausreicht, um die Verfahrenskosten zu begleichen oder wenn ein entsprechender
Geldbetrag vorgeschossen wird. 

Mangels Masse abgewiesene Insolvenzverfahren
Mangels Masse abgewiesene Insolvenzverfahren sind Verfahren, bei denen das Vermögen des Schuldners voraussichtlich nicht
ausreichen wird, um die Kosten des Verfahrens zu decken. Für natürliche Personen gilt ab Dezember 2001, dass sie sich die
Verfahrenskosten stunden lassen können.

Voraussichtliche Forderungen
Als voraussichtliche Forderungen wird die Summe der Gläubigerforderungen erfasst, die bei Regel- und Verbraucherinsolvenzen zum
Zeitpunkt der Antragstellung vorliegt.
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